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Anlage 9j
Land Nordrhein-Westfalen
Der rechtliche Rahmen für eine ordnungsgemäße und schadlose Verwendung, Verwertung bzw. gemeinwohlverträgliche Beseitigung von Baggergut an Land ist insbesondere in folgenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften geregelt:
1. Verwertung von Baggergut
a) zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht sowie Materialaufbringung in und auf eine durchwurzelbare Bodenschicht
· Landesbodenschutzgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbodenschutzgesetz - LBodSchG - Vom 9. Mai 2000;  (§2) in Verbindung mit dem Runderlass des MUNLV (2003) besteht eine Anzeigepflicht für das Auf- und Einbringen von Materialien auf und in Böden bei einer Gesamtmenge je Vorhaben von mehr als 800 m³. Unter Verwendung des Formblatts aus der Anlage des o.g. Runderlasses soll die Anzeige mindestens vier Wochen vor Beginn der Maßnahme bei der zuständigen Bodenschutzbehörde eingehen.
· Merkblatt Nr. 44 Anforderungen an das Aufbringen und Einbringen von Materialien auf oder in den Boden gemäß § 12 Bundes-Bodenschutz und Altlastenverordnung (2004) in Verbindung mit DIN 19731 gilt für aquatisches und terrestrisches Baggergut mit bodenfremden mineralischen Bestandteilen < 10 Vol. -% und ohne Störstoffe (z.B. Kunststoffe). 
· [bookmark: _GoBack]Leitfaden zur Erstellung digitaler Bodenbelastungskarten - Teil III: Erfassung von und Umgang mit überschwemmungsbedingten Belastungsbereichen LANUV-Arbeitsblatt 17 (2011) gilt bei Bodenverschiebungen in überschwemmungsbeeinflussten Bereichen insbesondere hinsichtlich der Probenentnahme-, Probenvorbereitung und Analysemethoden und der Methode zur Abgrenzung von überschwemmungsbedingten Belastungsbereichen (Gebiete mit erhöhten Hintergrundgehalten) und gibt Hilfestellung bei der Planung von Maßnahmen bei erhöhten Schadstoffgehalten in Auenböden.
b) in bodenähnlichen Anwendungen außerhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht
· Erlass  „Auf- und Einbringen von Materialien unterhalb oder außerhalb einer durchwurzelbaren Bodenschicht“ (2014).  Der Erlass gilt für aquatisches und terrestrisches Baggergut ohne Mutterboden mit bodenfremden mineralischen Bestandteilen < 10 Vol. -%. 
· Länderarbeitsgemeinschaft Abfall – LAGA TR Boden Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – Teil II: Technische Regeln für die Verwertung - 1.2 Bodenmaterial (TR Boden) (2004). In einzelnen Kreisen kann auch ein anderes Vorgehen angewendet werden. 

Nach § 63 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 1, § 65 Abs. 1, Nr. 42 BauO NRW bedürfen selbständige Aufschüttungen ab 2,0 m Höhe und 400 m² Fläche einer Baugenehmigung

c) in technischen Bauwerken

· Länderarbeitsgemeinschaft Abfall – LAGA TR Boden Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – Teil II: Technische Regeln für die Verwertung - 1.2 Bodenmaterial (TR Boden) (2004) wird für den Verwaltungsvollzug  empfohlen. In den einzelnen Landkreisen kann auch ein anderes Vorgehen angewendet werden. 
Die NRW-spezifischen Verwertererlasse sind für Baggergut nicht anwendbar. 
2. Beseitigung von Baggergut
· Vollzugshilfe „Ablagerungsempfehlungen für Abfälle mit organischen Schadstoffen“ (2011) gibt für Deponien der Deponieklasse DK 0, I und II Orientierungswerte für bestimmte organische Schadstoffe vor. Es gelten für PCB und PCDD/PCDF die maximalen Werte gemäß der POP-Verordnung (850/2004/EG). 

Die Vorschriften der Deponieverordnung bleiben unberührt.

3. Einstufung von und Umgang mit gefährlichem Baggergut
· Verordnung über das europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnisverordnung - AVV) vom 10.12.2001, zuletzt geändert 04.03.2016 in Verbindung mit der Abfallrahmenrichtlinie Anhang III
· In Nordrhein-Westfalen Steht der Hazard-Check zur Unterstützung der Gefährlickeitseinstufung von Abfällen unter www.abfallbewertung.org ->Vollzugshilfen zur Verfügung.
· Es liegen keine Vollzugshinweise zur Zuordnung von Abfällen zu den Abfallarten eines Spiegeleintrages vor. Auch nach der NOVELLIERUNG DER Abfallverzeichnisverordnung werden bis auf weiteres die Hinweise des BMUB zur Anwendung der Abfallverzeichnis-Verordnung von 2005 sinngemäß weiter verwendet. 
· Es bestehen keine Andienungs- oder Überlassungspflichten für gefährliche Abfälle. Die Entsorgung gefährlicher Abfälle ist privatwirtschaftlich organisiert.



Ergänzende abfallrechtliche Vorschriften
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12.07.1999, zuletzt geändert 31.08.2015
Erlass des MKULNV 
Erlass „Auf- und Einbringen von Materialien unterhalb oder außerhalb einer durchwurzelbaren Bodenschicht“ (2014)

Hinweise zur Anwendung der Abfallverzeichnis-Verordnung vom 10. Dezember 2001, Bundesumweltministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 2005

LAbfG Landesabfallgesetz – Abfallgesetz für das Land Nordrhein Westfalen (1988/2013)

LAGA PN 98
Richtlinie für das Vorgehen bei  physikalischen, chemischen und biologischen  Unter-suchungen im Zusammenhang mit der Verwertung / Beseitigung  von Abfällen (2001)

LAGA Methodensammlung Abfalluntersuchung 
Analyseverfahren und Parameter zur Untersuchung von Abfällen, Altlasten und schädlichen Bodenveränderungen: LAGA Methodensammlung Abfalluntersuchung, Version V 2.0, 
Stand 01.10.2012
(http://www.lanuv.nrw.de/abfall/untersuchungsmethoden/LAGA_Methodensammlung.pdf) 

Methodensammlung Boden-/Altlastenuntersuchung
Feld- und Labormethoden zur Probenahme, Probenvorbehandlung, -vorbereitung und Analytik für die Boden- und Verdachtsflächenuntersuchung: Methodensammlung Boden- / Altlastenuntersuchung des Fachbeirats Bodenuntersuchung, Version V 1.0, Stand 04.06.2014 (http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/359/dokumente/methosa_boal_v1.pdf)>

Runderlass des MUNLV Hinweise zum Vollzug des § 12 der Bundes-Bodenschutz und Altlastenverordnung betreffend das Auf- oder Einbringen von Materialien auf oder in den Boden (2003)

Verordnung (EG) Nr. 850/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über persistente organische Schadstoffe und zur Änderung der Richtlinie 79/117/EWG (ABl. EU L 229, S. 5), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) Nr. 1342/2014 vom 17. Dezember 2014 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 über persistente organische Schadstoffe hinsichtlich der Anhänge IV und V
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